
Ausfertigung 

10 Ca 3236/20 

verkündet am 10.06.2021 

gez.: Justizbeschäftigte als 
Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

Arbeitsgericht Saarland 

URTEIL 
Im Namen des Volkes ! 

In dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte: 

- Kläger -

DGB Rechtsschutz GmbH Büro Göppingen, 
Poststraße 14a, 73033 Göppingen, 

gegen 

Prozessbevollmächtigte: 

- Beklagte -

hat die 10. Kammer des Arbeitsgerichts Saarland auf die mündliche Ver­
handlung vom 10. Juni 2021 durch die Richterin am Arbeitsgericht 
Frau... als Vorsitzende sowie den ehrenamtlichen Richter Herrn ... und den 
ehrenamtlichen Richter Herrn ... als Beisitzer 

für R e c h t ·erkannt: 
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CH als Gebietsverkaufsleiter der Marke Company D-A-CH für die Region 

Saarbrücken, Kaiserslautern, Landau, Karlsruhe, Baden-Baden und Offen­

burg (kurz Gebietsverkaufsleiter) beschäftigt. Diese Tätigkeit war dem Be­

reich Sales Cookware zugeordnet, zuletzt begleidete er die Position des Be­

zirksleiters. Die Bruttomonatsvergütung des Klägers betrug 6.519,98 € mo­

natlich. 

Seit dem Jahre 2017 gehört die Beklagte der Group S. an, deren Mutter­

gesellschaft ihren Sitz in Frankreich hat. Die Beklagte wurde seither schritt­

weise in die Konzernstru.k tur integriert. Unter dem 14./20. Mai 2020 schloss 

die Beklagte mit dem Konzernbetriebsrat der W. Group GmbH einen Inte­

ressenausgleich zu einer „Agenda 21", ein Reorganisations- und Integrati­

onskonzept der Group S. zusammen mit der W. Group GmbH. Zielset­zung 

war nach § 1 des lnteressenausgleiches eine weitere Beschleunigung des 

Wachstums in einem attraktiven, profitablen und professionellen Kaffee­

maschinenmarkt sowie das Erreichen einer Trendwende des Consumer­

Geschäfts, damit dessen Profitabilität erreicht würde und eine Intensivierung 

der internationalen Expansion der W.-Marken durch attraktive Produkti­

onssortimente und Investitionen in ausgewählten Schwerpunktländern si­

chergestellt werde. Die Interessenausgleichsvereinbarung sollte für alle von 

Reorganisationsmaßnahmen nach der Agenda 21 betroffenen Konzernge­

sellschaften von W. und deren Betriebe gelten. In § 12 finden sich Rege­

lungen zur „Neuorganisation Consumer D-A-CH". Danach sollten die Ver­

triebsorganisationen von Cookware und SDA zusammengeführt werden und 

eine Überleitung von Consumer Service in den Vertrieb und die Verwaltung 

in Geislingen erfolgen. Die entstehenden Kundenteams sollten zu einer deut­

lich effizienteren Bearbeitung führen und damit die Kundenzufriedenheit si­

cherstellen. Die Vereinheitlichung von Ansprechpartnern und Verantwortlich­

keiten forderten eine Zusammenlegung der Vertriebsteams Cookware und 

SDA. Vorgesehen war eine Reduktion von 347 auf 276 Vollzeitstellen zum 

Jahresende 2020. In dem Bereich Sales Cookware sollten dies 29,2 Vollzeit­

stellen sein. Unter Abschnitt E wurden die Maßnahmen insgesamt und nach 
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den Vertrieb und die Verwaltung in Geislingen übergeleitet werden sollen. 

Weiter bestreitet er mit Nichtwissen, 'dass dies einer Weiterbeschäftigung des 

Klägers entgegenstehen solle. Er bestreitet, dass sein bisheriger Arbeitsplatz 

vollständig entfiele und bestreitet, dass die streitgegenständliche Kündigung 

sozialgerechtfertigt ist. Spätestens zum 01.09.2020 fände § 4.4 MTV für Be­

schäftigte zum ERA-TV Anwendung, sodass das Arbeitsverhältnis nur noch 

aus wichtigem Grund hätte gekündigt werden können. Daher sei die Kündi- · 

gung des zum Zeitpunkt ihres Ausspruchs 56 Jahre alten Klägers, der dem 

Betrieb zu diesem Zeitpunkt mehr als 3 Jahre angehört habe, unwirksam. 

Dass die Beklagte von der Anwendbarkeit des entsprechenden Tarifwerks 

ausgehe, dabei bereits von einer vor dem 01.09.2020 liegenden Anwendbar­

keit, zeige sich unter anderem aus dem Schreiben von Dezember 2018, in 

welchem dem Kläger die Zusammensetzung des Alterssicherungsbetrages 

nach § 6 MTV für Beschäftigte zum ERA-TV mitgeteilt worden sei. Auch in 

einem Schreiben zu dem Betriebsteilübergang zum 01.01.2015 an den Klä­

ger habe es geheißen, dass auf das Arbeitsverhältnis die Tarifverträge der 

Metall- und Elektroindustrie NW/NB Anwendung fänden. Bei der Anhörung 

des Betriebsrates werde zudem deutlich, dass die Beklagte bei Ausspruch 

der Kündigung von falschen Daten ausgegangen sei. So sei der Kläger - 

nicht wie von der Beklagten mitgeteilt- am 21.01.1963 geboren. Er sei auch 

nicht zum 15.01.2018 bei der Gesellschaft W. CE angestellt worden und 

zum 01.07.2020 sei das Arbeitsverhältnis nicht auf die Beklagte übergegan­

gen. Bei den genannten Daten handele es sich um solche des Mitarbeiters 

P. H. Die Anhörung des Betriebsrates sei auch bereits deswegen 

fehlerhaft, weil dem Betriebsrat nicht mitgeteilt worden sei, dass der Kläger 

nach § 4.4 MTV für Beschäftigte zum ERA-TV ordentlich unkündbar sei. Die 

Darstellung der Beklagten zum tatsächlichen Arbeitsverhältnis des Klägers 

sei zudem unrichtig, beispielsweise habe er auch freitags Kundenbesuche 

durchgeführt. Neben dem Bestreiten des betrieblichen Erfordernisses für die 

Kündigung bestreitet der Kläger auch die Ordnungsgemäßheit der Sozial­

auswahl. Er sei von den letztlich 7 gekündigten Mitarbeitern der sozial 

Schutzwürdigste. 
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b) Folge der fehlerhaften Unterrichtung des Betriebsrats ist die Unwirk­

samkeit der Kündigung nach § 102 Abs. 1 S. 3 BetrVG, ohne dass es noch 

auf die materiellen Gründe für die Kündigung ankommt. Diese Rechtsfolge 

gilt auch für die fehlerhafte Anhörung des Betriebsrats, nicht nur für deren 

Fehlen, wenn der Arbeitgeber seine Mitteilungspflichten nicht ausreichend 

erfüllt hat (BAG 16.09.1993, NZA 1994, 311). 

c) Während es auf die fehlende Mitteilung der Unkündbarkeit des Klä­

gers nach § 4.4 MTV für Beschäftigte zum ERA-TV nicht mehr ankommt, ist 

die Kündigung auch danach unwirksam. Der Kläger ist zum 01.09.2020 Mit­

glieder der IG Metall geworden, sodass spätestens zu diesem Zeitpunkt die 

Tarifverträge der Metall- und Elektroindustrie NW/NB auf das Arbeitsverhält­

nis Anwendung finden. Die Beklagte ist der behaupteten Tarifbindung nicht 

entgegengetreten. Zudem sprechen die Schreiben Anlage K 4 und Anlage K 

6 dafür, dass auch die Beklagte dav.on ausgeht, dass auf das Arbeitsverhält­

nis mit dem Kläger die Tarifverträge der Metall- und Elektronindustrie NW/NB 

Anwendung finden. 

d) Darüber hinaus ist die Kündigung des Arbeitsverhältnisses auch nach

§ 1 Abs. 1, Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 KSchG unwirksam .

. Ein dringendes betriebliches Erfordernis im Sinne von § 1 Abs. 2 KSchG für 

den Ausspruch der Kündigung des Arbeitsverhältnisses mit dem Kläger un­

terstellt, ist die Kündigung trotzdem sozial ungerechtfertigt, da die Beklagte 

keine wirksame Sozialauswahf getroffen hat. Die Beklagte hat bereits falsche 

Sozialdaten bei ihrer Sozialauswahl angewandt, nämlich diejenigen 

eines Mitarbeiters P. H. Zudem ist sie ihrer Darlegungslast hinsichtlich ei­

ner wirksamen Sozialauswahl nicht nachgekommen.· Sie hat lediglich 

vorge­tragen, dass der Kläger unter den 7 Mitarbeitern, die aus der 

gesamten Ver­gleichsgruppe am wenigstens schutzwürdig gewesen 

seien, gewesen sei. 








